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V. Zusammenfassung:
Gleiche Lehrerbesoldung als Verfassungsauftrag

Nach dem Grundgesetz orientieren sich Grundlagen und Hohe der Besoldung an dem
tatsachlichen Lebensstandard und den daraus abzuleitenden Bediirfnissen einerseits
sowie den wahrgenommenen Amtern andererseits. MaBgeblich fiir die Ausgestaltung
und Bewertung dieser Amter ist die Ausgestaltung im Gesetz bzw. aufgrund Gesetzes.
Die Gesetzgebung ist an die grundgesetzlichen Vorgaben gebunden. Hierbei kommt
ihr ein weiter Beurteilungs- und Gestaltungsfreiraum zu. Dieser ist allerdings an die
grundgesetzlichen Vorgaben namentlich aus Art. 33 Abs. 5; 3 Abs. 1 GG gebunden.
Begriindungsbediirftig ist demnach die unterschiedliche, nicht hingegen die gleiche
Besoldung. In diesem Rahmen ist die Legislative berechtigt, die Besoldungsstruktur
auszugestalten und umzugestalten.

Das Laufbahnrecht in Bund und Landern differenziert die Besoldungshdhe durch
Zuordnung der Amter zu unterschiedlichen
« Lauf bahnen (etwa: mittlerer, gehobener, hdherer Dienst),
« Besoldungsstufen innerhalb der Lauf bahnen (etwa: A 12, A 13, A 14)
- Dienst- oder Lebensaltersstufen,
« konkreten Anforderungen eines Amtes im Einzelfall
(namentlich durch Zulagen; z.B. fur Leistung der Schulbibliothek,
Ballungsraumzulagen u.a.).
Diese Differenzierung ist nach der Rechtsprechung mit dem Grundgesetz
grundsatzlich vereinbar.

Fiir die Frage nach der Gleichheit/Ungleichheit der Lehrerbesoldung stellen sich
Fragen hauptsachlich hinsichtlich der Laufbahnzuordnung und der Besoldungsstufen
in ihnen. Die Frage nach der Eingruppierung in die Laufbahnen bzw. zu den konkreten
Besoldungsstufen in ihnen bedarf dann, wenn Unterschiede gemacht werden sollen,
einer Begriindung.
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Gleiche Lehrerbesoldung als Verfassungsauftrag

Nach dem Grundgesetz orientieren sich Grundlagen und Höhe der Besoldung an dem
tatsächlichen Lebensstandard und den daraus abzuleitenden Bedürfnissen einerseits
sowie den wahrgenommenen Ämtern andererseits. Maßgeblich für die Ausgestaltung
und Bewertung dieser Ämter ist die Ausgestaltung im Gesetz bzw. aufgrund Gesetzes.
Die Gesetzgebung ist an die grundgesetzlichen Vorgaben gebunden. Hierbei kommt
ihr ein weiter Beurteilungs- und Gestaltungsfreiraum zu. Dieser ist allerdings an die
grundgesetzlichen Vorgaben namentlich aus Art. 33 Abs. 5; 3 Abs. 1 GG gebunden.
Begründungsbedürftig ist demnach die unterschiedliche, nicht hingegen die gleiche
Besoldung. In diesem Rahmen ist die Legislative berechtigt, die Besoldungsstruktur
auszugestalten und umzugestalten.

Das Laufbahnrecht in Bund und Ländern differenziert die Besoldungshöhe durch
Zuordnung der Ämter zu unterschiedlichen
                          • Lauf bahnen (etwa: mittlerer, gehobener, höherer Dienst),
                          • Besoldungsstufen innerhalb der Lauf bahnen (etwa: A 12, A 13, A 14)
                          • Dienst- oder Lebensaltersstufen,
                          • konkreten Anforderungen eines Amtes im Einzelfall
                            (namentlich durch Zulagen; z.B. für Leistung der Schulbibliothek,
                            Ballungsraumzulagen u.ä.).
Diese Differenzierung ist nach der Rechtsprechung mit dem Grundgesetz
grundsätzlich vereinbar.

Für die Frage nach der Gleichheit/Ungleichheit der Lehrerbesoldung stellen sich
Fragen hauptsächlich hinsichtlich der Laufbahnzuordnung und der Besoldungsstufen
in ihnen. Die Frage nach der Eingruppierung in die Laufbahnen bzw. zu den konkreten
Besoldungsstufen in ihnen bedarf dann, wenn Unterschiede gemacht werden sollen,
einer Begründung.

Bettina.Panse
Textfeld

Bettina.Panse
Textfeld
27


28

Diese muss darlegen, dass die Sachverhalte nicht gleich sind (,,Gleiches muss gleich
behandelt werden“), sondern ungleich sind. Eine solche Begriindung kann nicht allein
durch Aufnahme in unterschiedliche Laufbahnen/Besoldungsgruppen erfolgen. Viel-
mehr ist diese Aufnahme ihrerseits begriindungsbediirftig.

Als solche Differenzierungsgriinde werden herkdmmlich (im Wesentlichen) genannt:
(1) die unterschiedliche Vor-/Ausbildung der Lehrer unterschiedlicher
Stufen hinsichtlich der Studiendauer/-anforderungen,
(2) die unterschiedlichen Anforderungen in den Amtern selbst
(,Gymnasialunterricht ist anspruchsvoller als Grundschulunterricht®).

Dazu ist festzuhalten:

Zu (1): Das Argument unterschiedlicher Vorbildung reflektiert die Entstehungs-
geschichte der Lehrdmter: Studiendmter i.S. eines Universititsstudiums mit der An-
forderung eines Staatsexamens waren in der Vergangenheit nur die Lehrdmter an
Gymnasien. Diese Argumentation ist von abnehmender Stichhaltigkeit. Inzwischen
gibt es kein Lehramt ohne Studienanforderung mehr.

Inzwischen sind fiir Lehrer aller Schulstufen und -formen weitgehend vereinheitlicht:
« die Studienstitte (Universitit, anders nur noch BW),
« der Studienabschluss (Staatsexamen),
« der Vorbereitungsdienst,
+ der Ausbildungsabschluss (Staatsexamen),

In Zukunft werden dariiber hinaus weitgehend vereinheitlicht:
« die gestuften Studienginge (Bachelor/Master),
- die Regelstudienzeit,
« die praktischen Studienanteile.

Unter den Anforderungen an die Ausbildung der Lehrer unterschiedlicher Schulformen
und -stufen dominieren schon gegenwirtig, erst recht aber in der Zukunft die Gemein-
samkeiten, also die Anteile der Gleichheit, gegeniiber den Unterschieden, also den
Anteilen der Ungleichheit. Die wenigen verbleibenden Ungleichheiten diirfen daher in
Anbetracht der iberwiegenden Gleichheit nicht mehr zur Grundlage von Differenzie-
rungen im Besoldungsrecht genommen werden.

Zu (2): Das Argument unterschiedlicher Anforderungen in den Amtern selbst, reflek-
tiert das unterschiedliche wissenschaftliche Niveau des Schulunterrichts, welches als
von Anfang zu Ende hin ansteigend beschrieben wird. Dieses wirkt sich dann auf das
Niveau der Anforderungen an Lehre und Lehrer, an die von ihnen im Unterricht zu
erbringenden Leistungen und damit auf deren Besoldungshohe unmittelbar aus.
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Diese Argumentation ist gleichfalls von abnehmender Stichhaltigkeit. Sie wire zu-
treffend, wenn sich Anforderungen an die und Leistungen der Lehrer ausschliel3lich
oder ganz iiberwiegend an den wissenschaftlichen Inhalten des Unterrichts messen
lie3en. Doch liegt darin eine unzulissige Verengung, denn die Aufgabe der Schule im
Bildungs- und Erziehungssektor hat sich gewandelt. Die alte Arbeitsteilung der Ver-
mittlung wissenschaftlicher Inhalte (Schule) und sonstiger Erfahrungen/Fertigkeiten
(Elternhaus, peers u.a.) entspricht weder den gewandelten Vorgaben des Schulrechts
noch den gewandelten tatsichlichen Rahmenbedingungen der Schulpraxis.

Dies zeigt sich am Wandel des Schulauftrages:

« Vermittlung von Schliisselqualifikationen (soft skills),

« Integrationsleistungen hinsichtlich von Schiiler/innen mit

Migrationshintergrund,

- integrativer Unterricht auch fiir behinderte Schiiler und

+ Bewiltigung von Heterogenitit in Schulen und Klassen
zeigen, dass der Schulauftrag sich nicht mehr hauptsichlich an der Vermittlung
wissenschaftlicher Inhalte orientiert. Vor diesem Hintergrund erscheint es zumindest
sachwidrig, wenn nicht gar willkiirlich, auch in Zukunft allein die Frage nach den
vermittelten Bildungsinhalten zum Ankniipfungspunkt unterschiedlicher Lehrerbe-
soldung zu machen.

Daraus zeigt sich: Die geforderte Begriindung fiir eine Ungleichbehandlung l4sst sich
gegenwirtig oder jedenfalls in absehbarer Zeit nicht mehr erbringen. Gefordert sind
die Landesgesetzgeber der einzelnen Linder: Seit 2006 ist Lehrerbesoldungsrecht
Landesrecht.

Diese Grundsitze sind durch die Anwendbarkeit des allgemeinen Gleichheitssatzes
auch auf die Tarifvertragsparteien iibertragbar. Dies muss wohl auch nach der Auf-
fassung des 4. Senats des BAG gelten, da sich die mangelnde Begriindung der unter-
schiedlichen Besoldung zumindest in der Ndhe der Willkiirlichkeit befindet.



Zuordnungen fur Lehrer im Beamtenverhaltnis

Bundesland

Eingangsamt (zuziigl. Beforderungsmoglichkeit ohne/mit Funktionswechsel)

Grundschule : Hauptschule : Realschule : Gesamtschule :

Gymnasium

13

BW
BY
BE
BB
HB
HH
HE
MV
NI
NwW
RP
SL
SN
ST
SH
TH

12 12 13 —
11 12 13 12/13
II 12 12 12
12 12 12 12
12 12 12 12
12 13 13 12/13
nicht vergleichbar, da keine Verbeamtung der Lehrer.
12 12 12 12/13
12 12 12 12/13
12 12 13 12
12 12 13 12
nicht vergleichbar, da keine Verbeamtung der Lehrer.
II 12 12 12
12 12 13 12

1I P12 P12 f 12

13
3
13

3
1
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Anhang

Besoldungsamter und Beforderungsmaoglichkeiten

Bundesland

Grundschule® | Hauptschule

: Realschule®

: Gesamtschule

: Gymnasium®

BW
BY
BE
BB74
HB75
HH7®
HE
MV
NI
Nw
RP
SL

SN
ST*°
SH
TH

A 12 P A28

A 12% A127°
A1 A 127
A1 A2
A2 A2
A12 A1z
A 1277 A 137
Keine Verbeamtung

A12 A 1%
A12 A 128
A12 A 1286

A12 A 1288

Keine Verbeamtung
A1x A12
A12 A 129

A 1194 P AT12%

éAlg
;Arg
éArg
;AIZ
§A12
§A12
gArg

2A128‘
A 128
;Arg
éAIg

SAIZ
EAIB

P A 129

A12/A1373
A1z
A1z
A12
A 12/A 137

- A12/A 13%
A12/AI3S
A12¥

P A 12%

PA12
F A12%

P AT1297

éAIg
éAI;
§A13
;AI;
éAIg
éAI;
§A13

éAIg
§A13
;AIS
éAIg

§A129I
§A13
§A13
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Eine Befdrderung von GS-Lehrern ist oftmals nur bei entsprechender Verwendung in der Sek. | vorgesehen.
Eine Befdrderung ist bei einem A 13-Einstiegsamt grundsdtzlich nicht vorgesehen (ausn. Konrektor/Rektor).
Eine Befdrderung nach A 14 ist (bei entsprechender Verwendung) maglich.

Befdrderung nach A 13 mdglich, bei iiberwiegender Verwendung in Hauptschul- oder
Werkrealschulbildungsgdngen (Stellenkegel).

Befdrderung nach A 13 mdglich, bei iiberwiegender Verwendung in Hauptschul- oder
Werkrealschulbildungsgdngen (Stellenkegel).

Befdrderung zum Studienrat nach A 13 maglich (nach der jiingsten Dienstrechtsreform).
Befdrderung zum Studienrat nach A 13 maglich (nach der jiingsten Dienstrechtsreform).
Befdrderung nach A 12 (Zusatzpriifung erforderlich) maglich.

Befdrderung nach A 13 mdglich.

Befdrderung nach A 13/A 14 mdglich.

Befarderung fiir alle Lehrer mdglich (Stellenkegel); GS-Lehrer nur mit Ergdnzungspriifung.
Befdrderung aller Lehrer nach A 12a bis A 13 mdglich (Stellenkegel).

Befdrderung aller Lehrer nach A 13 mdglich.

Befdrderung nach A 13 bei Verwendung in der Sek. | mdglich.

Sofern — wie faktisch stets — die Ausbildung von Haupt- und Realschullehrern identisch ist.
Befdrderung nach A 13/A 14 maglich (Stellenkegel).

Befdrderung nach A 13 mdglich (Stellenkegel).

Befdrderung nach A 13 maglich bei Wahrnehmung herausgehobener Tatigkeiten.
Befdrderung nach A 13/A 14 mdglich (Stellenkegel).

Befdrderung nach A 13 maglich (Stellenkegel).

Befdrderung nach A 13 mdglich (Stellenkegel).

Befdrderung nach A 13/ A 14 mdglich (Stellenkegel).

Befdrderung nach A 13 maglich (Stellenkegel).

Befdrderung nach A 13 mdglich (Stellenkegel).

Befdrderung nach A 13 maglich (Stellenkegel).

Befarderung nach A 13 maglich (Stellenkegel).

Befdrderung bei entsprechendem Dienstalter aller Lehrer mdglich.

Befarderung nach A 13 mdglich.

Befdrderung nach A 13 maglich

Befarderung nach A 13 mdglich (Stellenkegel).

Befdrderung nach A 12 mdglich.

Befdrderung nach A 13 nur als Regelschullehrer maglich.

Befdrderung nach A 13 nur als Regelschullehrer maglich.

Befarderung nach A 13 mdglich.
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